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Zürich

GEMEINDERAT

Tag der Bildung. In einer Fraktionserklärung zum Tag der Bildung riefen die Grünen/AL die Freisinnigen auf, 

dafür besorgt zu sein, dass ihre Parteikollegen im Kantonsrat die Steuersenkungen und den daraus 

folgenden Bildungsabbau stoppen.

Mobbing-Affäre. In einer persönlichen Erklärung gab Simone Bertogg (Grüne) ihrem Befremden darüber 

Ausdruck, wie der Stadtrat im Fall von Mobbing gegen eine Polizistin entschieden habe. Stadträtin Esther 

Mauer sprach von einem sehr hässlichen Arbeitskonflikt und kündigte eine Gegendarstellung zur 

Berichterstattung des «Tages-Anzeigers» an.

Industriequartier. Robert Schönbächler (CVP) wehrte sich in einer persönlichen Erklärung dagegen, dass auf 

einer Bautafel am Turbinenplatz Zürich-West als ehemaliges «Abfallgebiet» der Stadt bezeichnet wird. 

Tiefbauvorstand Martin Waser entschuldigte sich und versprach die Korrektur der Tafel.

Schule/Museum für Gestaltung. Im Zusammenhang mit der Kantonalisierung der Hochschule für Gestaltung 

und Kunst bewilligte der Gemeinderat einen Liegenschaftentransfer vom Kanton an die Stadt und von der 

Stadt an den Kanton.

Indoor-Parkleitsystem. Ein Postulat von Hans Diem und Thomas Kappeler (beide CVP), das ein 

Parkleitsystem innerhalb von Parkhäusern anregt, überwies der Rat mit offensichtlichem Mehr.

Wirtschaftsförderung. Roger Liebi und Martin Burger (beide SVP) verlangten in einem Postulat, der Stadtrat 

solle dem Gemeinderat «einen detaillierten Massnahmenplan zur Förderung des Wachstums der Wirtschaft 

der Stadt Zürich für die Jahre 2003-2006» vorlegen. Die SP zeigte sich erfreut darüber, dass die SVP auf 

einmal von der öffentlichen Hand eine aktive Wirtschaftsförderung wünsche, und kündigte ihre Zustimmung 

an. Dank der seltenen Koalition der beiden Grossparteien wurde das Postulat gegen die Stimmen der 

anderen mit 72 Ja zu 39 Nein gutgeheissen.

Hausbesetzungen. Eine Motion der SVP-Fraktion zu den Kostenfolgen von Sachbeschädigungen bei 

Hausbesetzungen wurde vom Rat mit offensichtlichem Mehr abgelehnt (siehe Bericht). (DS)


